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Länder- und Verbändeanhörung zum Referentenentwurf
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie:

Entwurf eines Gesetzes für einen planbaren,
kosteneffizienten, netzverträglichen und marktorientierten

Ausbau der erneuerbaren Energien im Stromsektor

Die Konsultation findet bis zum 22.07.2026 statt. Die Auswertung der
Antworten erfolgt durch das BMWE.

Den Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie
zu dem im Titel angegebenen Gesetz, zu dem Sie im Folgenden Stellung
nehmen können, hat Ihnen das BMWE per Mail zur Verfügung gestellt.
Den Referentenentwurf finden Sie auch auf der Internetseite des BMWE.

Mit dem folgenden strukturierten Beteiligungsprozess können wir Ihre
Stellungnahmen gezielter einzelnen Fragestellungen/Paragraphen/Abschnitten
zuordnen. Dies ermöglicht es uns, Ihre Anmerkungen und Vorschläge besser
aufzugreifen. 

Open Data: Bitte beachten Sie, dass die von Ihnen eingereichten Antworten
auf die Konsultationsfragen im Internet unter einer offenen Nutzungslizenz
(CC-BY-4.0 oder Datenlizenz Deutschland) veröffentlicht werden sollen. Die
Veröffentlichung umfasst auch den Namen und die Adresse der Organisation
(nicht aber Namen der Ansprechperson und E-Mail). Bei Stellungnahmen von
Privatpersonen werden Namen und E-Mail-Adressen entfernt. Falls Sie der
Publikation im Internet widersprechen wollen, müssen Sie das entsprechende
Feld ankreuzen. Das BMWE weist darauf hin, dass es aufgrund rechtlicher
Vorgaben im Einzelfall verpflichtet sein kann, eingereichte Antworten oder Teile
davon an Dritte herauszugeben. Bitte beachten Sie auch die
Datenschutzerklärung des BMWE.

Personenbezogene Daten werden nur solange verarbeitet, wie dies für den
Zweck erforderlich ist. Die Rechtsgrundlage für die Erhebung
personenbezogener Daten im Rahmen der Teilnahme an der Online-Befragung
ist die Einwilligung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. a. DSGVO. Die personenbezogenen
Daten werden, soweit keine Rechtsgrundlage mehr für die Verarbeitung
besteht, 6 Monate nach Beendigung der Konsultation gelöscht. Ihre
vorstehende Einwilligung gilt so lange, bis Sie sie widerrufen. Diesen Widerruf
können Sie zu jedem späteren Zeitpunkt ohne Angabe von Gründen
telefonisch, schriftlich oder per E-Mail erklären (buero-iiib5@bmwe.bund.de).
Ferner stehen Ihnen die weiteren in den Datenschutzerklärung des BMWE
dargestellten Rechte zu (Datenschutzerklärung des BMWE).

Die Erhebung der Daten erfolgt mit SurveyXact, der unternehmenseigenen
Befragungssoftware von Ramboll Management Consulting. Ramboll
Management Consulting behandelt Ihre Daten als unabhängiger
Dienstleister streng vertraulich und verarbeitet diese nach den gesetzlichen
Datenschutzrichtlinien.

Es wird zudem darauf hingewiesen, dass Interessenvertreterinnen und
Interessenvertreter im Sinne des § 1 Absatz 4 Lobbyregistergesetz nach

22.07.26, 10:49 konsultation.bundeswirtschaftsministerium.de/servlet/com.pls.morpheus.web.pages.CoreRespondentPrint?printbackground=fals…

https://konsultation.bundeswirtschaftsministerium.de/servlet/com.pls.morpheus.web.pages.CoreRespondentPrint?printbackground=false&what=3 1/15

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/20260718-eeg-novelle
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de
https://www.govdata.de/dl-de/by-2-0
https://www.bmwk.de/Navigation/DE/Service/Datenschutzerklaerung/datenschutzerklaerung.html
mailto:buero-iiib5@bmwe.bund.de
https://www.bmwk.de/Navigation/DE/Service/Datenschutzerklaerung/datenschutzerklaerung.html


Maßgabe des Lobbyregistergesetzes registrierungspflichtig sind. Verstöße
gegen die Eintragungspflicht sind bußgeldbewehrt. Gemäß § 6 Absatz 3
Lobbyregistergesetz gilt für die Beteiligung bei der Gesetzgebung nach § 47
der Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien, dass
eingetragene Interessenvertreterinnen und Interessenvertreter nicht beteiligt
werden sollen, wenn die Eintragung unvollständig ist, nicht aktualisiert wurde
oder bei der Interessenvertretung gegen Verhaltenspflichten verstoßen wurde,
und dies jeweils im Register vermerkt ist.

Bei Fragen zur Funktionsweise der Konsultation wenden Sie sich bitte an
buero-iiib5@bmwe.bund.de.

 

Einverständniserklärung Veröffentlichung (Pflichtfeld)
Ich stimme der Veröffentlichung der Stellungnahme zu.
Ich stimme der Veröffentlichung der Stellungnahme nicht zu. Im Falle des Widerspruchs zur
Veröffentlichung wird auf der Homepage des BMWE auf den Widerspruch hingewiesen.

Ich/wir akzeptiere/n die Datenschutzerklärung. * (Pflichtfeld)

Angaben zu Ihrer Organisation und zu Ihnen
 

Bitte geben Sie die Registernummer für Ihre Organisation ein (Form:
R123456):
R003267

Falls Ihre Organisation von der Registrierungspflicht nach §2 Absatz 2 oder 3
des Lobbyregistergesetzes ausgenommen ist, tragen Sie im obigen Feld eine 0
ein. Den Hinweis zu Beginn der folgenden Seite können Sie anschließend
ignorieren und an dem Konsultationsverfahren teilnehmen.

Angaben zu Ihrer Organisation und zu Ihnen

Für die von Ihnen eingegebene Registernummer (R003267) ist im
Lobbyregister (Stand: 05.06.2026) die folgende Organisation eingetragen:
Name der Organisation: Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke e.V. (BDW e.V.)

Art der Organisation*
* Pflichtfeld

Land/Landesbehörde
Umweltverband
Wirtschaftsverband
Kommunalverband
Unternehmen
Bürgerinitiative 
Wissenschaft
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Andere

Anrede der Ansprechperson
(wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)

Frau
Herr
Neutrale Anrede

Titel der Ansprechperson
(wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)

Dr.
Dr. Dr.
Prof.
Prof. Dr.
Dr.-Ing.

Nachname der Ansprechperson*
* Pflichtfeld (wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)
Beyer

Vorname der Ansprechperson*
* Pflichtfeld (wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)
Helge

Alternative E-Mail-Adresse
standardmäßig ist bereits die E-Mail-Adresse hinterlegt, an die der Verifizierungslink
geschickt wurde. Wenn Sie möchten, können Sie hier eine weitere E-Mail hinterlegen.
(wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)
helge.beyer@wasserkraft-deutschland.de

Telefonnummer
bitte im Format 0049 000000, ohne Klammern (wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)
491725379233

Anschrift
(wird grundsätzlich nicht veröffentlicht)
Bundesverband Deutscher
Wasserkraftwerke (BDW) e.V. EUREF-
Campus 16 10829 Berlin

Die Fragen auf dieser und den folgenden Seiten beziehen sich auf
den Referentenentwurf des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Energie: Entwurf eines Gesetzes für einen planbaren,
kosteneffizienten, netzverträglichen und marktorientierten Ausbau
der erneuerbaren Energien im Stromsektor. Im Folgenden bitten wir
Sie, Ihre Kommentare und Verbesserungsvorschläge auf konkrete
Textpassagen des Gesetzesentwurfs zu beziehen. 

Dies hilft uns bei der Auswertung und stellt sicher, dass
wir Verbesserungsvorschläge bestmöglich aufgreifen können. 
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Zu welchen Teilen des Gesetzesentwurfs möchten Sie Stellung
nehmen?

Artikel 1 – Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)
Artikel 2 – Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG)
Artikel 3 – Änderung des Messstellenbetriebsgesetzes (MsbG)
Artikel 4 – Änderung der Erneuerbare-Energien-Verordnung (EEV)
Artikel 5 – Innovationsausschreibungsverordnung (InnAusV)
Artikel 6 – Energiefinanzierungsgesetz (EnFG)

(Mehrfachauswahl möglich)

In Artikel 1, zu welchen Teilen möchten Sie Stellung nehmen?
Teil 1 – Allgemeine Bestimmungen
Teil 2 – Anschluss, Abnahme, Übertragung und Verteilung
Teil 3 – Zahlungsanspruch und Zahlungspflicht der Anlagenbetreiber,
Ausschreibungen, Gesetzliche Bestimmung der Zahlungen
Teil 4 – Weitergabe und Vermarktung des Stroms aus erneuerbaren Energien
Teil 5 – Transparenz
Teil 6 – Rechtsschutz und behördliches Verfahren
Teil 7 – Verordnungsermächtigungen, Berichte, Übergangsbestimmungen
Anlage 1
Anlage 2
Anlage 4

In Artikel 1 Teil 3, zu welchen Abschnitten möchten Sie Stellung
nehmen?

Abschnitt 1, Unterabschnitt 1 – Zahlungsanspruch der Anlagenbetreiber
Abschnitt 1, Unterabschnitt 2 – Zahlungspflicht der Anlagenbetreiber
Abschnitt 2 - Allgemeine Bestimmungen zum Zahlungsanspruch und zur
Zahlungspflicht
Abschnitt 3, Unterabschnitt 1 – Allgemeine Ausschreibungsbestimmungen
Abschnitt 3, Unterabschnitt 2 – Ausschreibungen für Windenergie an Land
Abschnitt 3, Unterabschnitt 3 – Ausschreibungen für Solaranlagen des ersten
Segments
Abschnitt 3, Unterabschnitt 4 – Ausschreibungen für Solaranlagen des zweiten
Segments
Abschnitt 3, Unterabschnitt 5 – Ausschreibungen für Biomasseanlagen
Abschnitt 3, Unterabschnitt 6 – (weggefallen)
Abschnitt 3, Unterabschnitt 7 – Resilienzausschreibungen
Abschnitt 4, Unterabschnitt 1 – Anzulegende Werte
Abschnitt 4, Unterabschnitt 2 – Zahlung für Flexibilität
Abschnitt 4, Unterabschnitt 3 – Zahlungen für den Hochlauf der
Direktvermarktung
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Abschnitt 5 – Rechtsfolgen und Strafen

Artikel 1 - Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG)
 

In Teil 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 1, zu welchen Paragraphen
möchten Sie Stellung nehmen?

§ 19 Zahlungsanspruch
§ 20 Marktprämie
§ 21 Netzbetreiberabnahme und Mieterstromzuschlag
§ 21b Zuordnung zu einer Veräußerungsform, Wechsel
§ 21c Verfahren für die Zuordnung und den Wechsel
Sonstige Bestimmungen
Ich/wir möchte/n allgemeine bzw. paragraphen-übergreifende Anmerkungen zu
Teil 3, Abschnitt 1, Unterabschnitt 1 machen

In Teil 3 Abschnitt 1 Unterabschnitt 2, zu welchen Paragraphen
möchten Sie Stellung nehmen?

§ 21d Zahlungspflicht der Anlagenbetreiber, Refinanzierungsbeitrag
§ 21e Wegfall des Refinanzierungsbeitrags bei Verzicht auf die Marktprämie
Ich/wir möchte/n allgemeine bzw. paragraphen-übergreifende Anmerkungen zu
Teil 3, Abschnitt 1, Unterabschnitt 2 machen

In Teil 3 Abschnitt 4 Unterabschnitt 1, zu welchen Paragraphen
möchten Sie Stellung nehmen?

§ 41 Deponie-, Klär- und Grubengas
§ 42 Biomasse
§ 43 Vergärung von Bioabfällen
§ 44 Vergärung von Gülle
§ 44a Absenkung der anzulegenden Werte für Strom aus Biomasse
§ 44b Gemeinsame Bestimmung für Strom aus Gasen
§ 44c Sonstige gemeinsame Bestimmungen für Strom aus Biomasse
§ 45 Geothermie
§ 46 Windenergie an Land
§ 48 Solare Strahlungsenergie
§ 48a Mieterstromzuschlag bei solarer Strahlungsenergie
Sonstige Bestimmungen
Ich/wir möchte/n allgemeine bzw. paragraphen-übergreifende Anmerkungen zu
Teil 3, Abschnitt 4, Unterabschnitt 1 machen

Artikel 2 – Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG)
 

Artikel 1

Ihre Stellungnahmen
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WICHTIG: Auf dieser Seite sind ggf. viele Freitextfragen. Diesen
können Sie mit einen Klick unten nach rechts "Nächste" speichern,
damit er nicht verloren geht, falls Ihre Internetverbindung abbricht.
Danach klicken Sie wieder auf "Zurück" um weitere Anmerkungen zu
machen.

Allgemeine Anmerkungen zu Artikel 1 Teil 3 Abschnitt 1,
Unterabschnitt 1 § 20:
(Bitte maximal 6500 Zeichen verwenden, Leerzeichen werden
mitgezählt)
Die Wasserkraft leistet einen
unverzichtbaren Beitrag zur
klimafreundlichen Energieerzeugung und
zur Energiewende in Deutschland. Sie trägt
– zuverlässig, grundlastfähig, flexibel und
zu volkswirtschaftlich vertretbaren Kosten
– neben der reinen Stromproduktion
insbesondere zur Versorgungssicherheit,
Stabilität und Resilienz des Energiesystems
bei. Vor diesem Hintergrund ist das
Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ein
Instrument, das nicht nur den Ausbau
erneuerbarer Energien anreizt, sondern im
Falle der Wasserkraft auch deren
systemrelevante Leistungen mit abbilden
sollte. Die EEG-Vergütung für Strom aus
Wasserkraft liegt in der Regel über dem
reinen Marktpreis für Strom und wird
daher von Kritikern häufig als Subvention
eingeordnet. Dabei bleibt jedoch
unberücksichtigt, dass die Wasserkraft
zahlreiche zusätzliche, werthaltige
Leistungen für das Energiesystem erbringt
– etwa Zuverlässigkeit,
Versorgungssicherheit, Grundlastfähigkeit,
Systemstabilität, Momentanreserve,
Flexibilität, Notstrom- und
Schwarzstartfähigkeit sowie
Krisenresilienz. Darüber hinaus entstehen
durch die Wasserkraft wichtige
Zusatznutzen wie Hochwasserschutz,
Gewässer- und Sohlstabilisierung,
Gewässerreinigung sowie ökologische
Leistungen. Diese Beiträge werden bislang
nicht gesondert vergütet, obwohl sie einen
erheblichen systemischen und
gesellschaftlichen Mehrwert darstellen. Vor
diesem Hintergrund begrüßen wir
ausdrücklich die im Referentenentwurf
vorgesehene Regelung in § 20 Abs. 1 EEG-
E, wonach ertüchtigte Wasserkraftanlagen,
die nach § 40 Abs. 2, unabhängig von ihrer
installierten Leistung weiterhin einen
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Anspruch auf die Marktprämie haben.
Damit wird den besonderen
Rahmenbedingungen der Wasserkraft
Rechnung getragen und ein wichtiges
Signal für Investitionen in die
Modernisierung und Effizienzsteigerung
des bestehenden Anlagenbestands gesetzt.
Diese Ausnahme stärkt die
Wirtschaftlichkeit notwendiger
Ertüchtigungsmaßnahmen und trägt dazu
bei, die vorhandenen Potenziale der
Wasserkraft zur Sicherung einer stabilen
und resilienten Energieversorgung besser
zu nutzen.

Allgemeine Anmerkungen zu Artikel 1 Teil 3, Abschnitt 1,
Unterabschnitt 2 § 21d:
(Bitte maximal 6500 Zeichen verwenden, Leerzeichen werden
mitgezählt)
Im Rahmen der europarechtlichen
Vorgaben folgenden CfD-Einführung ist es
wichtig, und daher auch richtig in der
derzeit vorgesehenen
Ausgestaltungsvariante implementiert,
dass die tatsächliche Erzeugung als
Referenzertrag für die Förder- und
Abschöpfungssystematik zugrunde gelegt
wird. So lassen sich Verzerrungen und die
gerade in der Wasserkraft üblichen, sehr
standortindividuellen
Produktionsverhältnisse sachgerecht
abbilden. Auch sollte bei der Ausgestaltung
des neuen CfD-Fördersystems auf den
Erfahrungen des
Strompreisbremsengesetzes aufgebaut und
bei der geplanten Abschöpfungsregelung
durch die Berücksichtigung eines
hinreichenden Marktwertkorridors von
0,02 €/kWh und die Berücksichtigung einer
Bagatellgrenze für Kraftwerke < 200 kW
installierter Leistung der europarechtlich
mögliche Rahmen genutzt werden. Dies
würde bei ohnehin nur begrenzt zu
erwartenden Einnahmen unnötigen
bürokratischen Aufwand vermeiden und
ein ökonomisch sinnvolles Kosten-Nutzen-
Verhältnis wahren. Im EEG-Entwurf ist
somit ein ausreichender Marktwertkorridor
vorzusehen und die Erhöhung der derzeit
bei 100 kW vorgesehenen Bagatellgrenze
auf 200 kW anzuheben.

Allgemeine Anmerkungen zu Artikel 1 Teil 3, Abschnitt 4,
Unterabschnitt 1 Sonstige Bestimmungen:
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(Bitte maximal 6500 Zeichen verwenden, Leerzeichen werden
mitgezählt)
Die geplanten Änderungen im EEG 2027
zielen darauf ab, das Fördersystem
grundlegend zu reformieren u. den Fokus
von einer reinen Mengensteuerung des
Ausbaus hin zu Systemdienlichkeit u.
Marktorientierung zu rücken. Hier kann
gerade die Wasserkraft mit ihrer
steuerbaren u. flexibel einsetzbaren
Erzeugung einen wichtigen Beitrag zur
Zielerreichung leisten, wenn die richtigen
Anreize gesetzt werden. Bei der geplanten
Umstellung des Fördermodells auf sogen.
CfD’s, also die Einführung von zweiseitigen
Differenzverträgen, ist darauf zu achten,
dass die Wasserkraft nicht in einem
undifferenzierten Modell strukturell
benachteiligt wird, sondern ihren
spezifischen Möglichkeiten u.
Anforderungen entsprechend mit einer
technologiespezifischen Regelung
berücksichtigt wird. Wasserkraft
unterscheidet sich insofern fundamental
von anderen erneuerbaren Technologien,
als dass sie durch eine sehr lange
technische Lebensdauer (> 80 Jahre), hohe
ökologische u. wasserrechtliche
Anforderungen, geringe laufende Kosten,
aber gleichzeitig hohe Investitions- u.
Modernisierungskosten, vor allem jedoch
durch die Möglichkeit zur Bereitstellung
von Systemdienstleistungen wie
Regelenergie, Momentanreserve,
Blindleistung, Schwarzstartfähigkeit
gekennzeichnet ist. Diesen Besonderheiten
ist in der Vergütungssystematik des EEG’s
Rechnung zu tragen, indem der Wert die
Systemleistungen künftig über die
Vergütungen abgebildet wird. Gleichzeitig
muss eine künftige Vergütungsregelung
den ökonomischen Realitäten gerade in
den vergangenen Jahren dramatisch
gestiegener Kosten bei parallel durch die
Degression kontinuierlich gesunkener
Vergütungen gerecht werden. Allein im
krisengeprägten 5-Jahres-Zeitraum von
2021 bis 2026 sind die Investitionskosten
in der Wasserkraft um rd. 38% gestiegen.
Parallel haben sich die Betriebskosten um
bis zu 15% erhöht. Gerade in
Wasserkraftanlagen < 100-200kW
installierter Leistung sind die Anreize im
EEG für Investitionen schon seit vielen
Jahren viel zu niedrig u. die bisherigen
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EEG-Vergütungen nicht kostendeckend .
Eine Wirtschaftlichkeit als Voraussetzung
für Investitionen in diesen Sektor ist unter
den gegebenen Rahmenbedingungen
derzeit praktisch kaum mehr zu erreichen.
In den anderen Erneuerbaren hat man
dieses Problem bereits vor Jahren erkannt
und durch die Berücksichtigung der sogen.
„Höchstwerte“ in den Ausschreibungen
gelöst. In der Wasserkraft steht dies noch
aus und muss durch eine entspr.
Anpassung der Vergütungen nachgeholt
werden, damit diese für die Energiewende
so wichtige Technologie nicht ausgebremst
wird. Im Rahmen der europarechtlichen
Vorgaben folgenden CfD-Einführung ist es
wichtig, und daher auch richtig in der
derzeit vorgesehenen
Ausgestaltungsvariante implementiert,
dass die tatsächliche Erzeugung als
Referenzertrag für die Förder- und
Abschöpfungssystematik zugrunde gelegt
wird. So lassen sich Verzerrungen und die
gerade in der Wasserkraft üblichen, sehr
standortindividuellen
Produktionsverhältnisse sachgerecht
abbilden. Auch sollte bei der Ausgestaltung
des neuen CfD-Fördersystems auf den
Erfahrungen des
Strompreisbremsengesetzes aufgebaut und
bei der geplanten Abschöpfungsregelung
durch die Berücksichtigung eines
hinreichenden Marktwertkorridors von
0,02€/kWh und die Berücksichtigung einer
Bagatellgrenze für Kraftwerke <200kW
installierter Leistung der europarechtlich
mögliche Rahmen genutzt werden. Dies
würde bei ohnehin nur begrenzt zu
erwartenden Einnahmen unnötigen
bürokratischen Aufwand vermeiden und
ein ökonomisch sinnvolles Kosten-Nutzen-
Verhältnis wahren. Im EEG-Entwurf ist
somit ein ausreichender Marktwertkorridor
vorzusehen und die Erhöhung der derzeit
bei 100kW vorgesehenen Bagatellgrenze
auf 200kW anzuheben. Bei
Berücksichtigung dieser Aspekte könnten
auch über ein neues Fördermodell
erfolgreich und effizient Anreize für den
Erhalt und Ausbau der Wasserkraft
geschaffen werden. Hier ist nun die
Bundesregierung im Rahmen der EEG-
Novelle 2027 gefordert: Die Anreize für
Investitionen in die Ertüchtigung und den
Neubau von Wasserkraftanlagen müssen
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verbessert werden. Ziel ist es, die
Potenziale zur Leistungserhöhung durch
die Modernisierung des Anlagenbestands
und den ökologisch verträglichen Ausbau
an bereits bestehenden Wehranlagen zu
heben. Nur so wird die Wasserkraft als
wichtige Säule der Energiewende Ihre
Vorteile einer dezentralen, CO2-freien
Stromproduktion, v.a. aber der
Bereitstellung vielfältiger
Systemdienstleistungen dauerhaft in ein
künftig auf 100% Erneuerbaren
beruhendes Energiesystem einbringen
können. Der BDW empfiehlt daher die
folgenden Änderungen im Rahmen der
EEG-Novelle 2027 umzusetzen: § 40
Wasserkraft: Einführung einer neuen
Vergütungsklasse < 100 kW: Die
besonderen Systemleistungen der
Wasserkraft - insbesondere Regelenergie,
Momentanreserve, Blindleis-
tungsbereitstellung, Schwarzstart- und
Inselnetzfähigkeit – müssen künftig
vergütet und in die Regelungen des § 40
EEG integriert werden. Auch muss das
Förderdesign sicherstellen, dass die Kosten
für Fischschutz, Durchgängigkeit und
Gewässerökologie vollständig refinanziert
werden können. Die Sicherstellung der
Anlagenwirtschaftlichkeit spielt eine
entscheidende Rolle und angesichts stark
gestiegener Kosten ist zudem eine
Angleichung der Vergütungen, gerade für
die kleinen Wasserkraftanlagen lt. EEG-
Erfahrungsbericht dringend erforderlich. So
wird darin festgestellt, dass „für sehr
kleine Anlagen (< 100 - 200 kW) [..] die
EEG-Förderung bei weitem nicht
auskömmlich [ist]“. Die Gutachter kommen
zu dem Ergebnis, dass die Vergütung für
die Anlagen < 100 kW mindestens
zwischen 13,7 und 22,5 ct/kWh betragen
sollte, u. zwar für die Modernisierung und
den Neubau gleichermaßen. Mit einer
Einbeziehung der Systemleistungen in die
Vergütungsregelung und einer Anpassung
der Vergütung an die Kostenentwicklung
der vergangenen Jahre würde die
Modernisierung der dezentralen,
klimaschonenden und vor allem
netzdienlichen Stromerzeugung aus
Wasserkraft wirtschaftlich attraktiv u. die
hierfür erforderliche technische
Ertüchtigung forciert. Gerade die kleinen
Wasserkraftwerke speisen in die mit hohen
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spezifischen Ausbau- und Verlustkosten
beaufschlagten Niederspannungsnetze ein,
wodurch sie im Zuge der Digitalisierung
und Automatisierung der
Netzinfrastrukturen als netzdienliche
Anlagen entsprechend hohe Einspareffekte
bewirken können. Daher schlagen wir die
Einführung einer neuen Vergütungsklasse
für Anlagen bis 100kW Leistung sowie eine
Anhebung der anzulegenden Werte für
Strom aus WK vor.

Ich/wir möchte/n allgemeine bzw. paragraphen-übergreifende
Anmerkungen zu Teil 3, Abschnitt 4, Unterabschnitt 1 machen
(Bitte maximal 6500 Zeichen verwenden, Leerzeichen werden
mitgezählt)
§ 40 Wasserkraft (1) Für Strom aus
Wasserkraft beträgt der von uns
vorgeschlagene mindestens notwendige
neu anzulegende Wert 1. bis einschließlich
einer Bemessungsleistung von 100
Kilowatt 19,50 Ct/kWh, 2. bis
einschließlich einer Bemessungsleistung
von 500 Kilowatt 16,24 Ct/kWh, 3. bis
einschließlich einer Bemessungsleistung
von 2 Megawatt 10,71 Ct/kWh, 4. bis
einschließlich einer Bemessungsleistung
von 5 Megawatt 8,20 Ct/kWh, 5. … Die aus
der Umsetzung dieser Empfehlungen
resultierenden Mehrkosten für den
Bundeshaushalt liegen im marginalen
Bereich. Schon heute machen die Ausgaben
für die Wasserkraft von derzeit rd. 48 Mio.
€ im Vergleich zu den Gesamtausgaben für
die Förderung Erneuerbarer Energien als
Prognose für das Jahr 2026 in Höhe von rd.
14,684 Mrd. € einen Anteil von gerade
einmal 0,33 % aus . Modellberechnungen
des Bundesverbandes Deutscher
Wasserkraftwerke (BDW) e.V. in
Zusammenarbeit mit dem BEE e.V. für drei
Reformszenarien (geringe, mittlere und
hohe Modernisierungsdynamik) zeigen,
dass die Mehrkosten durch die
Vergütungsanpassung für die Wasserkraft
im ersten Reformjahr zwischen ca. 1 und 8
Mio. € betragen, nach 5 Jahren (2031)
zwischen ca. 5 und 41 Mio. € und nach 10
Jahren (2036) zwischen ca. 10 und
maximal 81 Mio. € betragen . Selbst im
dynamischen Reformszenario und unter
der (unrealistischen) Annahme, dass die
EEG-Zahlungen insgesamt auf dem Niveau
von 2026 verbleiben, führen die
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Finanzierungskosten der für die
Wasserkraft empfohlenen Maßnahmen
nach 5 Jahren (2031) zu gerade einmal 0,6
% Anteil an den Gesamtkosten der EEG-
Finanzierung aus dem Bundeshaushalt.
Selbst nach 10 Jahren (2036) steigt dieser
Wert im dynamischen Modernisierung- und
Neubauszenario auf nur gut 0,9 % der
Gesamtausgaben an, auch hier bei
konstant unterstellten Gesamtkosten der
EEG-Finanzierung aus dem Bundeshaushalt
aus dem Jahr 2026. 2. Erweiterung der
EEG-Vergütungsvoraussetzungen um die
Bereitstellung von Systemdienstleistungen
Die Wasserkraft ist zuverlässig,
grundlastfähig, flexibel einsetzbar und
kosteneffizient und leistet so einen
wichtigen Beitrag zur
Versorgungssicherheit und System-
Resilienz in Deutschland. Durch die
Erbringung von zentralen
Systemdienstleistungen für das
Energiesystem sind die dezentral über das
Land verteilten kleinen Wasserkraftwerke
für die Stabilität und Resilienz des
Stromnetzes unverzichtbar, gerade auf der
lokalen Verteilnetzebene. So können diese
Anlagen zuverlässig und planbar
Regelenergie, aber auch Momentanreserve
und Blindleistung bereitstellen und damit
kostengünstig zur Versorgungssicherheit
beitragen. Darüber hinaus ermöglichen die
Kleinwasserkraftwerke mit ihrem
Schwarzstartpotenzial und ihrer stetigen
Einspeisung den Aufbau lokaler Inselnetze
zur Notstromversorgung und stärken so die
Blackout-Vorsorge. Sie sind damit
wichtiger Teil der kritischen
Energieinfrastruktur und tragen so zur
Daseinsvorsorge und Energiesicherheit bei.
Aufgrund der hohen Jahresvolllastdauer in
Verbindung mit der dezentralen
Einspeisung in Verbrauchsnähe wirkt die
kleine Wasserkraft strukturell gegen die
größten Kostentreiber des heutigen
Redispatch-Systems und vermeidet
Netzausbaukosten von mehr als 750 Mio. €.
Eine Umfrage des BDW zur Schwarzstart-
und Inselnetzfähigkeit der kleinen
Wasserkraftanlagen unter seinen
Mitgliedern aus dem Mai 2026 zeigt, dass
schon viele Anlagen entsprechende
Konzepte umgesetzt haben. Viele weitere
Anlagen verfügen potenziell über die
Möglichkeit zur Schwarzstart- und
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Inselnetzfähigkeit und wären mit technisch
sowie finanziell vertretbarem Aufwand
relativ einfach in die Lage zu versetzen,
diese Dienstleistungen für das
Gesamtsystem bereitzustellen. Lediglich
die Anreize hierzu fehlen derzeit im EEG.
Demgegenüber sind gerade in den bereits
ertüchtigten Wasserkraftanlagen die
Potenziale zur Leistungssteigerung
größtenteils ausgeschöpft, so dass dieses
Kriterium als Voraussetzung zur
Inanspruchnahme der EEG-Vergütung in
vielen Fällen keine Dynamik mehr
entfaltet. Um also auch Anreize zur
Ertüchtigung von Wasserkraftanlagen zur
Stärkung der Versorgungssicherheit und
Krisen-Resilienz zu setzen, sollte alternativ
neben dem Kriterium der
Leistungserhöhung auch die Umsetzung
von Konzepten zur Stärkung der
Versorgungssicherheit und Krisen-Resilienz
als mögliche Voraussetzung für den Erhalt
der EEG-Vergütung eingeführt werden. Es
wird daher vorgeschlagen, § 40 EEG 2023
Abs. (2) wie folgt zu ändern: § 40
Wasserkraft: (2) Der Anspruch nach § 19
Absatz 1 besteht auch für Strom aus
Anlagen, die vor dem 1. Januar 2009 in
Betrieb genommen worden sind, wenn
durch eine wasserrechtlich zugelassene
Ertüchtigungsmaßnahme das
Leistungsvermögen der Anlage erhöht
wurde. Satz 1 ist auf nicht
zulassungspflichtige
Ertüchtigungsmaßnahmen anzuwenden,
wenn das Leistungsvermögen um
mindestens 10 Prozent erhöht wurde oder
die Anlage technisch in die Lage versetzt
wurde, Systemdienstleistungen zur
Stärkung der Versorgungssicherheit und
Krisen-Resilienz zu erbringen. Anlagen
nach den Sätzen 1 oder 2 gelten mit dem
Abschluss der Ertüchtigungsmaßnahme als
neu in Betrieb genommen. 3. Streichung
der Degression: Die Wasserkraft ist eine im
Kern ausgereifte Technologie. Bei
technischen Wirkungsgraden von bis zu
90% ist ein weiterer technischer
Fortschritt in der Turbinentechnik nicht
mehr zu realisieren und lediglich durch die
Optimierung baulicher Gegebenheiten und
den Einsatz digitaler Steuerungstechnik zu
erhöhen. Investitionen im Wasserbau sind
aufgrund der erforderlichen Wasserhaltung
und dem anspruchsvollen Tiefbau jedoch
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grundsätzlich kostenintensiv. Der Neubau
von Wasserkraftanlagen und die
technische Modernisierung bedingen sehr
hohe Anfangsinvestitionen bei gleichzeitig
in den vergangenen Jahren stark
gestiegenen Baukosten. Folgerichtig wird
im EEG-Erfahrungsbericht denn auch
empfohlen, „die Degression für
Wasserkraftanlagen abzuschaffen, da hier
auch langfristig keine Lerneffekte und
Kostendegressionen mehr zu erwarten
sind, […]. Durch Baupreissteigerungen und
erhöhte Anforderungen an die
Gewässerökologie sind hingegen
Preissteigerungen zu verzeichnen. Der
BDW schließt sich dieser Einschätzung an
und empfiehlt, die Degression der
Vergütung von Strom aus Wasserkraft im
EEG zu streichen.

Artikel 3

Ihre Stellungnahmen

Artikel 4

Ihre Stellungnahmen

Artikel 5

Ihre Stellungnahmen
 

Artikel 6

Ihre Stellungnahmen
  WICHTIG: Auf dieser Seite sind ggf. viele Freitextfragen. Diesen
können Sie mit einen Klick unten nach rechts "Nächste" speichern,
damit er nicht verloren geht, falls Ihre Internetverbindung abbricht.
Danach klicken Sie wieder auf "Zurück" um weitere Anmerkungen zu
machen.

Vielen Dank für Ihre Teilnahme an der öffentlichen Länder- und
Verbändeanhörung zum Referentenentwurf des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Energie: Entwurf eines Gesetzes für einen
planbaren, kosteneffizienten, netzverträglichen und
marktorientierten Ausbau der erneuerbaren Energien im
Stromsektor! 

Sie können Ihre Stellungnahme während des Konsultationszeitraums
(bis 22.07.2026 23:59 Uhr) jederzeit ändern, indem Sie die Seite
erneut aufrufen bzw. erneut auf Ihren Zugangslink klicken. 

22.07.26, 10:49 konsultation.bundeswirtschaftsministerium.de/servlet/com.pls.morpheus.web.pages.CoreRespondentPrint?printbackground=fals…

https://konsultation.bundeswirtschaftsministerium.de/servlet/com.pls.morpheus.web.pages.CoreRespondentPrint?printbackground=false&what=3 14/15



Mit einem Klick auf das Printer-Icon können Sie Ihre Eingaben
ausdrucken oder als PDF speichern. 

Bei inhaltlichen Fragen zur Konsultation und zur Verwendung der
Ergebnisse können Sie sich gerne an das Referat IIIB5 wenden:
buero-iiib5@bmwe.bund.de. 

Sollten Sie technische Fragen zur Konsultation haben, wenden Sie
sich bitte an ZB1: BUERO-ZB1@bmwe.bund.de.

Sie können Ihre Ergebnisse jetzt zwischenspeichern, indem Sie auf
den Button "nächste" klicken. Auf der nächsten Seite können Sie die
Stellungnahme dann final abschicken. 

Ihre Ergebnisse wurden zwischengespeichert. 

Sie können die Stellungnahme jetzt final abschicken, indem Sie das
folgende Auswahlfeld auswählen und dann dann "Fertig stellen"
klicken. 

Ich/wir möchte/n die Stellungnahme jetzt abschicken
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